
Bundessozialgericht

H RJ 21/82

Beschluß

in dem Rechtssheh

OOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOO .Di......ll00000000000000l0000‚

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: .... ............... .... ....... ,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der “. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Juni 1983

beschlossen:

Der Antrag des Prozeßbevollmächtigten des Klägers auf

Vorabgenehmigung seiner beabsichtigten Reise nach

Luxemburg zum Termin zur mündlichen Verhandlung vor

dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften am

1“. Juli 1983 wird abgelehnt.
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten über die Gewährung von Halbwaisenrente.

Durch Beschluß vom 9. Juni 1982 wurde dem Kläger für das Revi-

sionsverfahren gem 5 733 Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)

iVm 55 11“ ff Zivilprozeßordnung (ZPO) Prozeßkostenhilfe bewil-

ligt und Rechtsanwalt St als Prozeßbevollmächtigter bei-

geordnet. Mit weiterem Beschluß vom 6. Oktober 1982 legte der

Senat die Rechtssache dem Gerichtshof der Europäischen Gemein—

schaften (EuGH) zur Vorabentscheidung einer Rechtsfrage vor und

setzte das Verfahren bis zur Entscheidung des EuGH aus.

Der am 27. Mai 1983 gestellte Antrag des Bevollmächtigten des

Klägers, ihm die beabsichtigte Reise zum Termin vor dem EuGH am

1ü. Juli 1983 nach Luxemburg gem 5 126 Abs 2 Satz 1 Bundesge—

bührenordnung für Rechtsanwälte (BRAGO) zu genehmigen, kann ge—

genwärtig keinen Erfolg haben.

Das Vorabentscheidungsverfahren ist nach Art 10“ 5 3 Abs 1 der

Verfahrensordnung des EuGH (VFO—EuGH) vom “. Dezember 197U

(ABl-EG L 350/1 vom 28. Dezember 197“) in der kodifizierten

Fassung vom 15. Februar 1982 (ABl-EG C 39/1 vom 15. Februar

1982) kostenrechtlich den nationalen Gerichten — hier dem Bun-

dessozialgericht (BSG) - zugewiesen. Gem Abs 2 dieser Vorschrift

kann der Gerichtshof jedoch in besonderen Fällen im Rahmen des

Armenrechts eine Beihilfe bewilligen, um es einer Partei zu er-

leichtern, sich vertreten zu lassen oder persönlich zu erschei-

nen.
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Das Gemeinschaftsrecht begründet also hinsichtlich des vom Kläger

gestellten Antrages eine eigene Zuständigkeit des EuGH. Dieser

gemeinschaftsrechtlichen Aussage immanent ist nach Ansicht des

Senats, daß zunächst der EuGH eine Entscheidung zu treffen hat,

ob und inwieweit die vom klägerischen Bevollmächtigten begehrten

Reisekosten zu den Beihilfen iSd Art 10“ 5 3 Abs 2 VFO-EuGH ge-

hören. Zudem kann das nationale Gericht als vorlegende Instanz

nicht darüber befinden, ob das Erscheinen des Klägers bzw seine

Vertretung vor dem EuGH bei der mündlichen Verhandlung erforder—

lich ist. Im gleichen Maße, wie jedes Gericht den Fortgang der

Sache und den Gang der Verhandlung selbst bestimmt, hat das Ge-

meinschaftsrecht dem EuGH mit Art 10h 5 3 Abs 2 VFO—EuGHein In-

strument an die Hand gegeben, selbst vorab zu entscheiden, ob es

die Teilnahme einer Partei an der mündlichen Verhandlung für

notwendig erachtet. Ist dies der Fall, dann gelten die Bestim—

mungen der VFO-EuGH (Art 76) sowie der Zusätzlichen Verfahrens-

ordnung (ABl—EG aaO - Art ü-5 für das Armenrecht). Wird das Ar-

menrecht bewilligt, so streckt die Gerichtskasse die Kosten vor

(Art 76 5 5 Abs 1). Hierzu können auch die Reisekosten gehören.

Art 73 Buchst b) erwähnt als erstattungsfähige Kosten die Auf-

wendungen der Parteien, die
füä

das Verfahren notwendig waren,

insbesondere Reise- und Aufenthaltskosten sowie die Vergütung der

Anwälte.

Nach Art ü Abs 1 der Zusätzlichen Verfahrehsordnung (ZVFO-EuGH)

ist dem Antragsteller bei Bewilligung des Armenrechts ein Anwalt

beizuordnen; diesen kann der Antragsteller selbst vorschlagen

(Abs 2).

Nach Art 5 ZVFO—EuGH streckt das Gericht die Kosten vor; es setzt

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


die Auslagen und Gebühren des Anwalts fest.

Das Verfahren vor dem EuGH ist mithin für den Bereich der Teil-

nahme an der mündlichen Verhandlung, insbesondere der Reiseko-

sten, zunächst als eigene Instanz iSd 5 27 GKG anzusehen, bei der

vorab der Antrag zu stellen ist. Die Zuständigkeit des BSG als

nationales Gericht ist insoweit subsidiär; sie beginnt erst wie—

der mit der Fortsetzung des Prozesses nach Beendigung der Aus-

setzung des Verfahrens durch die Vorabentscheidung des EuGH.
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